Landratsamt

Mitteilungsvorlage 0146/2017

Sozial- und Inklusionsamt

Beratungsfolge:

1. Sozialausschuss 12.10.2017 Kenntnisnahme O

18.09.2017
gez. Diana Raedler

Bundesteilhabegesetz (BTHG) - aktueller Sachstand

Darstellung des Vorgangs:

1. Ausgangslage und Rahmenbedingungen

Am 16.12.2016 verabschiedete der Bundesrat in seiner 952. Sitzung das Bundesteil-
habegesetz. Das Gesetz trat zum 01.01.2017 in Kraft. Allerdings werden nicht alle
Anderungen sofort wirksam, sondern treten in vier Stufen in Kraft.

Auf die Mitteilungsvorlage 0083/2017 fur den Sozialausschuss am 22.06.2017 wird
verwiesen. Insbesondere auf die einzelnen Inhalte des stufenweise in Kraft tretenden
Gesetzes.

2. Aktuelles
2.1.Erste Sitzung der ,,Lenkungsgruppe‘ des Landes Baden-Wiirttemberg

In der ersten Sitzung der ,Lenkungsgruppe® des Landes zur Umsetzung des
BTHG am 26.06.2017 kindigte Herr Sozialminister Lucha, MdL, an, dass die
Stadt- und Landkreise zu den Tragern der Eingliederungshilfe bestimmt wer-
den sollen. Die dazu erforderliche Regelung in Form eines Landesausfuh-
rungsgesetz SGB IX soll im Herbst 2017 in den Landtag eingebracht werden.
Auf die Bestimmung eines uberortlichen Tragers der Eingliederungshilfe will
das Land verzichten.

Ein zweites Treffen der Lenkungsgruppe des Landes ist im Herbst 2017 vor-
gesehen. Das Land hat zwei Arbeitsgruppen zu den Themen ,Bedarfsermitt-
lungsinstrumente“ und ,Rahmenvertrag SGB IX* gebildet, die jeweils mit



2.2.

2.3.

sechs Vertretern der Leistungserbringer, der Leistungstréager und der Interes-
senvertretungen der Menschen mit Behinderungen besetzt werden (Vertre-
tung der Leistungstrager: Zwei Vertreter je Stadte, Landkreise und KVJS). Die
Benennung der Vertreter der Landkreise und Stadte erfolgt Giber Landkreis-
und Stadtetag.

Unabhéangige Teilhabeberatung

Die Richtlinie des BMAS ist am 30.05.2017 in Kraft getreten. Es haben sich
bisher nicht in allen Kreisen interessierte Anbieter gemeldet.

Im Landkreis Ravensburg fand am 19.07.2017 eine offene Informationsver-
anstaltung statt. Diese wurde gemeinsam vom Kommunalen Behindertenbe-
auftragten, der Sozialplanung und dem Sozial- und Inklusionsamt ausgerich-
tet. Einige Teilnehmer planen, Mitte Oktober einen INIOS e.V. zu griinden,
der auch diese unabhangige Teilhabeberatung tbernehmen kdnnte. Ein ent-
sprechender Forder- Antrag wurde bereits auf den Weg gebracht.

Struktur und Zeitschiene der kommunalen Umsetzungsbegleitung BTHG
Der Begleitkreis Vertragsrecht beim KVJS ist bereit, die Funktion der kommu-
nalen Steuerungsgruppe zur Umsetzung des BTHG zu tbernehmen und sich
fur diesen Zweck zu erweitern. Die Benennung weiterer Mitglieder erfolgt ggf.
Uber Landkreistag und Stadtetag in Abstimmung mit den Vorsitzenden der
Arbeitsgemeinschaften.

In ihrer ersten Sitzung am 27.07.2017 beriet die kommunale Steuerungs-
gruppe BTHG Uber das weitere Vorgehen bei der Umsetzung des BTHG in
Baden-Wirttemberg. Die Steuerungsgruppe hat entschieden, dass die anste-
henden Themen je nach Prioritdt moglichst innerhalb der bestehenden Struk-
turen bearbeitet werden. Daher kommen nicht alle urspriinglich zusatzlich
geplanten Arbeitsgruppen zustande.

Folgende kommunale Arbeitsgruppen werden beauftragt bzw. neu gebildet:

2.3.1. Personalbedarf
Eine neue Arbeitsgruppe wird gegriindet, fir die der Landkreistag, Stad-
tetag und KVJS die Besetzung abstimmen. Es sollen Vertreter der Sozial-
und Jugendamter sowie von Haupt- und Personalamtern und ggf. der
GPA eingebunden werden. Ziel ist es, den zusatzlichen Personalbedarf in
Folge des BTHG einzuschatzen.

2.3.2. Arbeitskreis Sozialhaushalt
Die Federfuhrung liegt beim Landkreistag. Ziel ist es, eine Einschatzung
des finanziellen und personellen Mehrbedarfs als Folge des BTHG vor-
zunehmen.

2.3.3. Fallsteuerung
Die neue Arbeitsgruppe mit ca.10 Mitgliedern steht unter Federfuhrung
des KVJS. Landkreistag und Stadtetag benennen Mitglieder zur Beset-
zung der Arbeitsgruppe ,Bedarfsermittiungsinstrumente® des Landes, in
der auch Mitglieder der kommunalen Arbeitsgruppe mitwirken sollen. Ziel



st es, den Gesamtrahmen und die Ablaufe des Gesamtplanverfahrens
(inklusive Bezlige zum Vertragswesen) zu analysieren.

2.3.4. Begleitkreis Vertragsrecht
Die Vertreter der Leistungstrager in der Arbeitsgruppe ,Rahmenvertrag
SGB IX* des Landes werden vom Landkreistag und Stadtetag benannt. In
der Arbeitsgruppe des Landes sollen mdglichst auch Mitglieder der Ver-
tragskommission vertreten sein. Ziel ist die Vorbereitung der neuen ver-
traglichen Regelungen nach dem SGB IX.

2.3.5. Leistungsrechtliche Themen
Leistungsrechtliche Themen werden im Redaktionskreis Sozialhilferichtli-
nien und in der Arbeitsgruppe Eingliederungshilfe des Redaktionskreises
sowie abschliel3end im Gesamtarbeitskreis Sozialhilferichtlinien behan-
delt. Eine Offnung der Arbeitsgruppe Eingliederungshilfe zur Konkretisie-
rung einzelner Themen ist vorgesehen.

2.3.6. Der dritte BTHG-Fachtag des KVJS findet am 13.12.2017 statt.

2.3.7. Weitere Termine fur Sitzungen des Begleitkreises Vertragsrecht /
Steuerungsgruppe BTHG wurden vereinbart:
22.09.2017, 10.00 — 12.00 Uhr
10.11.2017, 10.00 — 12.00 Uhr
15.12.2017, 10.00 — 12.00 Uhr

3. Folgen fur den Landkreis Ravensburg

3.1

3.2.

.Verzicht auf einen tberdrtlichen Tragers der Eingliederungshilfe

Wird der KVJS nicht mehr Gberdrtlicher Trager der Eingliederungshilfe, fehlt
es an einer kommunalen Uberértlichen Beratung, Unterstitzung und Koordi-
nierung. Die gemeinsame Steuerung des Hilfesystems fir Menschen mit Be-
hinderung durch die ortliche und tberértliche kommunale Ebene und die enge
Kooperation mit Landkreistag und Stadtetag hatte bisher deutliche positive fi-
nanzielle Auswirkungen im Sozialbudget der Kreise. Ferner ist damit zu rech-
nen, dass bei einem Wegfall des tUberértlichen Tragers auf die ortlichen Tra-
ger zusatzliche Aufgaben zukommen. Hier wird zu klaren sein, in welchem
Umfang das Sozialministerium Ubergeordnete Aufgaben Gbernimmt. Nach
dem Wortlaut des Gesetzes ist das Land zur Unterstitzung bei der Durchflh-
rung der Aufgaben der Eingliederungshilfe und bei der Umsetzung des Si-
cherstellungsauftrages verpflichtet und hat auf flachendeckende am Sozial-
raum orientierte Angebote hinzuwirken. Die in diesem Zusammenhang auftre-
tenden Fragen zum Konnexitatsprinzip sind noch ungeklart.

Ergdnzende unabhangige Teilhabeberatung

Ob im Landkreis Ravensburg eine erganzende unabhangige Teilhabebera-
tung eingerichtet werden wird und wer den Zuschlag erhalten wird, liegt nicht
im Einfluss- und Verantwortungsbereich des Landratsamtes. Das Landrats-
amt informiert und steht beratend zur Verfigung.



3.3. Struktur und Zeitschiene der Umsetzungsbegleitung

3.3.1. Struktur
Durch die Entscheidung, die Umsetzung méglichst in bestehenden Struk-
turen zu begleiten, entféllt (teilweise) die Moglichkeit des Landkreises,
Uber die Arbeitsgruppen direkt an der Gestaltung mitzuwirken und unmit-
telbar Zugang zu Information zu erhalten.

3.3.2. Zeitschiene

Die spaten Termine (teilweise erst Mitte Dezember) der verschiedenen
Gremien und Informationsveranstaltungen relativieren den Nutzen fir die
operative Umsetzung vor Ort zum 01.01.2018. Viele organisatorische und
rechtliche Fragestellungen werden zum Umsetzungszeitpunkt 01.01.2018
ungeklart bleiben, sodass sich das Landratsamt Ravensburg selbst posi-
tionieren muss. Daraus resultiert das Risiko, dass notwendige Anderun-
gen und Anpassungen in der Zukunft weitere Ressourcen binden.

3.3.3. Fallsteuerung

Weder der Gesamtrahmen (einschlief3lich der Beziige zum Vertragswesen)
noch die Ablaufe des Gesamtplanverfahrens (kiinftig Kap. 7 SGB IX) sind ak-
tuell geklart. Zudem gibt es weder konkrete Informationen noch eine kommu-
nale Position zu den kinftigen Bedarfsermittlungsinstrumenten. Auch fehlt es
an zentralen Uberlegungen zur Qualifizierung der Mitarbeiter/innen und tiber
notwendige neue Strukturen sowie zu evtl. erforderlichen Ubergangsregelun-
gen ab 01.01.2018.

Das Sozial- und Inklusionsamt verfligt derzeit Gber ein Fallmanagement mit
einer Kapazitat von zwei Vollzeitkraften fir 2.900 Kunden. Das entspricht
einer Kapazitat von ca. einer Stunde je Kunde (inklusive aller Aktivitaten,
wie Fahrtzeiten, Telefonaten etc. und ohne Sonder-/Zusatzaufgaben). Mit
diesen Ressourcen ist keine wirtschaftliche (und auch keine wirksame inhalt-
liche) Fallsteuerung maoglich. Ferner kann die rechtlich vorgesehene individu-
alisierte Leistungserbringung nicht umgesetzt werden. Dies wurde in der
Klausurtagung des Kreistages auch von den Teilnehmern der Arbeitsgrup-
pe 1 so festgestellt und eine Erhéhung der Ressourcen als Empfehlung in
das Handlungsfeld ,Hilfen fir Menschen mit Behinderung® aufgenommen.

4. Fazit

Das Landratsamt Ravensburg bleibt voraussichtlich értlicher Trager der Ein-
gliederungshilfe. Bei einem Verzicht auf einen Gberértlichen Trager der Eingliede-
rungshilfe ist mit zuséatzlichen Aufgaben und Koordinierungsproblemen zu rechnen.
Die vielen offenen Fragen in Verbindung mit sehr spaten bzw. nicht absehbaren
Zeitpunkten der Bereitstellung von Informationen und Losungen bergen erhebliche
Risiken bzgl. der Wirtschaftlichkeit und OrdnungsmaRigkeit bei der Umsetzung
des BTHG. Ohne eine Aufstockung der Kapazitaten im Fallmanagement ist die Wirt-
schaftlichkeit und Ordnungsmaigkeit im Fallmanagement nicht sicherzustellen.






	Typ
	Datum
	Zuständig
	OStatus
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT5
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

